
TU intern Nr. 6 · Juni 2005 Seite 5LEHRE & STUDIUM

Wie viele Master braucht das Land?
Eine Diskussion um die Verteilung von Lehrkapazitäten im Bologna-Prozess

In die Diskussion, wie viel der universitären Lehrkapazität den Bachelor- und den Masterstudiengän-
gen zur Verfügung stehen soll, war Bewegung gekommen, als Nordrhein-Westfalen einen Erlass
herausgab, nach dem 80 Prozent der Lehrkapazitäten auf die Bachelorausbildung entfallen sollte.
Der Zusammenschluss der technischen Hochschulen (TU 9) aber hatte herausgefunden, dass die Stu-
dierenden zwischen 45 und 65 Prozent des Lehrbedarfs in den letzten drei Semestern des Diplom-
studienganges benötigen. Sie sehen daher in dem Erlass eine Quoteneinführung für den Zugang

zum Master durch die Hintertür sowie eine Gefährdung der Masterabsolventenzahlen. Sie befürch-
ten außerdem, dass andere Länder sich dem Modell Nordrhein-Westfalen anschließen. Nach dem Re-
gierungswechsel am Rhein ist allerdings der Bestand des Erlasses nicht mehr gesichert. Niedersach-
sen wiederum hat mit seinen Hochschulen so genannte Zielgrößen vereinbart und baut darauf, dass
ohnehin nur die Hälfte der Bachelorabsolventen unmittelbar einen Master „draufsatteln“ wollen.
Hier nehmen drei Experten aus Berlin, aus Karlsruhe und aus Hannover zu dem Problem Stellung.

Die neueste Untersuchung der Kul-
tusministerkonferenz (KMK) stell-

te fest, dass sich die Einführung der ge-
stuften Studiengänge in Deutschland
zu einer Erfolgsstory entwickelt. Die
Zahl der Studienanfänger, die sich in ei-
nem Bachelor- oder Masterstudiengang
immatrikuliert haben, stieg von 2002
auf 2003 um 47 Prozent. Die meisten
dieser Studierenden haben sich in Ba-
chelorstudiengänge eingeschrieben,
und sie sehen in diesem ersten Ab-
schluss auch ihr Studienziel. Diese Ein-
stellung deckt sich mit dem Anliegen
der Politik, den Bachelor als Einstieg in
das Berufsleben zu präferieren.
Die Masterausbildung spielte in den
politischen Diskussionen um die Ein-
führung der gestuften Studiengänge
bislang eine eher untergeordnete Rol-
le. So sieht zum Beispiel das neue Ber-
liner Hochschulzulassungsgesetz kei-
ne abschließende Regelung für den
Master vor. KMK und Hochschulrek-
torenkonferenz (HRK) haben sich
Ende 2004 auf eine eher vage Formu-
lierung verständigt: Die Höhe des
Masterbereichs solle sich an den Be-
dürfnissen aus Wirtschaft und Wissen-
schaft orientieren. Die Hochschulen
wurden aufgefordert, Studienplätze
im Rahmen ihrer Gesamtkapazität zur
Verfügung zu stellen. Von einer Quo-
te war keine Rede mehr.
Wenig beeindruckt von diesen Vorga-
ben zeigte sich im Februar 2005 das
nordrhein-westfälische Wissen-
schaftsministerium, als es in einem Er-
lass zum ersten Mal konkrete Zahlen
im Hinblick auf die Verteilung der
Lehrkapazitäten für die beiden Zyklen

nannte. Die Universitäten wurden auf-
gefordert, 80 Prozent ihrer Kapazitä-
ten für die Bachelorphase und 20 Pro-
zent für die Masterausbildung vorzu-
halten. Die Folgen einer solchen Auf-
teilung sind absehbar: Die Anzahl der
Masterabsolventen würde sich – unter
Berücksichtigung der Vorgaben der
Kapazitäten-Verordnung und im Ge-
gensatz zu den Berechnungen aus Düs-
seldorf – im Vergleich zu den aktuel-
len Diplomabsolventenzahlen um 75
Prozent reduzieren. Der Mangel an In-
genieuren auf universitärem Diplom-

Der Universitätsmaster – bald ein Kandidat für das Artenschutzabkommen?
Studienplatz-

kapazitäten und
Bologna-Prozess

Um die Studienplatzkapazität einer
Hochschule zu errechnen, wird das vor-
handene Lehrangebot dem Lehrbedarf
aus den zugeordneten Studiengängen
gegenübergestellt. Die Lehrdeputate
der Dozenten stehen dabei dem so ge-
nannten Curricularnormwert (CNW) ge-
genüber, der den Lehrbedarf bestimmt.
Er setzt sich aus den jeweiligen Werten
für die unterschiedlichen Veranstal-
tungsformen und aus festen Werten für
Studienabschlussarbeiten zusammen
und ist dadurch variabel. Ein wichtiges
Ziel des Bologna-Prozesses ist die Quali-
tätssteigerung in der Lehre, die durch
eine bessere Betreuung und alternative
Studienformen erreicht werden soll. Da-
für muss der CNW angepasst werden,
weil eine bessere Betreuung die Werte
der Veranstaltungen verändert: je weni-
ger Studierende in einem Kurs, desto
höher der CNW. Eine Erhöhung des Ge-
samt-CNW um etwa 20 Prozent ist des-
halb geplant. Diese dann etwa 120 Pro-
zent Kapazität – verglichen mit 100 Pro-
zent für einen Diplomstudiengang –
müsste man, wenn man sich an den Ab-
solventenzahlen des heutigen Diploms
als Äquivalent für den Master orien-
tiert, etwa zur Hälfte auf beide Studien-
abschlüsse verteilen. Der Master benö-
tigt aufgrund der kleineren, weil spezia-
lisierten Seminare einen höheren CNW,
obwohl der Zyklus kürzer ist. Eine nicht
zweigeteilte Verteilung hätte ein Un-
gleichgewicht in dem einen oder ande-
ren Zyklus zur Folge. tui

niveau – schon heute ein Problem –
würde sich noch einmal dramatisch
verschärfen. Die Universitäten verlö-
ren ihren wissenschaftlichen Nach-
wuchs und müssten ihre Forschungstä-
tigkeit und Drittmitteleinwerbung
weitgehend einstellen. Die Studieren-
den müssten sich nicht nur mit Studi-
enbedingungen ohne Forschungsan-
bindung abfinden, der Masse würde
auch die Option eines Masterabschlus-
ses verwehrt bleiben.
In der KMK werden die für die Bun-
desrepublik Deutschland im Bildungs-

bereich verbindlichen zwischenstaat-
lichen Vereinbarungen getroffen. Es
ist daher nicht nachvollziehbar, wa-
rum sich die Landesregierung von
Nordrhein-Westfalen in dieser Art und
Weise von der KMK-HRK-Erklärung
vom Dezember 2004 distanziert. Es ist
zu befürchten, dass andere Länder sich
dem Modell anschließen. Die Folgen
für den Wissenschafts- und Technolo-
giestandort Deutschland wären kata-
strophal.

Prof. Dr.-Ing. Jörg Steinbach,
1. Vizepräsident der TU Berlin

Leeren sich die Hörsäle, leeren sich auch bald die Büros, Labore und Werkstätten, wo Deutschland innovativ ist

Problemlöser der Zukunft in Gefahr Wirtschaft braucht vor allem Bachelor
Der Mangel an Ingenieuren und Na-

turwissenschaftlern gefährdet den
deutschen Industriestandort – so warnt
die Industrie schon seit Jahren. Doch
ihre Rufe verhallen offensichtlich unge-
hört, denn nun plant die Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen, die An-
zahl wissenschaftlich ausgebildeter In-
genieure auf ein Minimum zu reduzie-

ren. Wir haben an der Universität
Karlsruhe berechnet, wie viele Master-
absolventen die Fakultät für Elektro-
technik unter den Bedingungen des
nordrhein-westfälischen Erlasses aus-
bilden könnte – das Ergebnis ist scho-
ckierend: Die Zahl der Absolventen mit
der derzeitigen Qualifikation eines
deutschen universitären Diplominge-
nieurs würde auf ein Viertel reduziert!
Die Mitgliedshochschulen der TU 9 se-
hen darin eine eklatante Gefährdung
des Industrie- und Technologiestandor-
tes Deutschland. Dieser Kahlschlag
wird die Innovationskraft der deut-
schen Industrie dramatisch schwächen.
Um dies zu verhindern, müssen wir so-
wohl Qualität als auch Quantität der
Absolventen Technischer Universitä-
ten in den Natur- und Ingenieurwissen-
schaften erhalten.
Nur Universitäten, die eine hochwerti-

ge universitäre Lehre bieten, können
exzellente Forschung betreiben – eine
der Voraussetzungen, um hervorra-
gend ausgebildete Absolventen ins Be-
rufsleben zu entlassen. Universitäten
bilden die Problemlöser der Zukunft
aus. In den Forschungs- und Entwick-
lungsabteilungen der Unternehmen
bilden sie den Grundpfeiler des Wirt-
schaftsstandortes Deutschland, der sich
in der globalen Konkurrenz nur dann
behaupten kann, wenn er weiterhin in-
novationsstark bleibt. Die Anzahl der
Absolventen, die eine grundlegende
wissenschaftliche Ausbildung erhalten
haben, darf auf keinen Fall sinken.
Denn: Vor allem in den Ingenieur- und
den Naturwissenschaften wächst der
Bedarf der Industrie an hoch qualifi-
zierten Absolventinnen und Absolven-
ten der Universitäten. Die TU 9 fordert
die Politik mit Nachdruck auf, den
Masterabschluss für ingenieur- und na-
turwissenschaftliche Studiengänge an
Universitäten als Regelabschluss zu
akzeptieren. Der Bachelorabschluss
kann als Drehscheibe fungieren, wenn
Studierende sich verändern möchten,
sei es durch einen Wechsel an eine an-
dere Universität oder ins Ausland, sei
es durch einen Wechsel des Studien-
fachs. Das Ziel jedoch bleibt der Mas-
ter, denn nur diese Ausbildungsstufe
kommt qualitativ dem Abschluss „Dip-
lomingenieur“ gleich.
Auf den direkten Berufseinstieg nach
dem Bachelor bereiten die Fachhoch-
schulen ihre Studierenden sehr gut
vor, das Ziel der Technischen Univer-
sitäten jedoch wird immer die wissen-
schaftlich fundierte Ausbildung sein.
Professor Dr. sc. tech. Horst Hippler,

Rektor der Universität Karlsruhe
(TH), Sprecher der TU 9

Die niedersächsischen Hochschulen
stellen ihre Studiengänge sehr zü-

gig auf Bachelor- und Masterabschlüs-
se um. Bereits zum Wintersemester
2006/2007 haben einige Hochschulen
ihr Studienangebot vollständig auf Ba-
chelor- und Masterabschlüsse umge-
stellt. In Niedersachsen werden die Ba-
chelor- und Masterstudien durch Ziel-
vereinbarungen mit den Hochschulen
geregelt. Die dabei angestrebten Ziel-
größen für die Aufnahmekapazitäten
sind Planungsgrößen der Hochschulen,
starre Übertrittsquoten vom Bachelor
zum Master sind in Niedersachsen nicht
vorgegeben.
Die Umstellung ist aber nur dann er-
folgreich, wenn tatsächlich die Mehr-
zahl der Studierenden bereits mit dem
Bachelorabschluss eine Berufstätigkeit
aufnimmt und – zunächst – nicht in ein
Masterstudium eintritt. Über die Ak-
kreditierung wird bereits bei der Zulas-
sung der Studiengänge sichergestellt,
dass die Bachelorabschlüsse berufs-
qualifizierend sind. Deshalb sieht die
Kultusministerkonferenz (KMK) den
Bachelorabschluss als „Regelabschluss
eines Hochschulstudiums“ an. Dies ist
in den Strukturvorgaben der KMK
vom Oktober 2003 geregelt worden.
Das Niedersächsische Ministerium für
Wissenschaft und Kultur hat in seinem
Eckwerte-Papier zum Bologna-Pro-
zess vom 18. Mai 2004 außerdem dar-
auf hingewiesen, dass sich „die Kapa-
zität für konsekutive Masterstudien-
gänge … grundsätzlich auf höchstens
50 Prozent der Bachelor-Absolventen-
zahl bemessen“ soll. Dies ist eine Pla-
nungsgröße, die auf der Annahme be-
ruht, dass rund die Hälfte der Bache-
lorabsolventen unmittelbar in die Mas-
terphase eintreten möchten. Auf be-

gründete Ausnahmen von dieser Grö-
ßenordnung wird bereits im Eckpunk-
te-Papier hingewiesen, zum Beispiel,
wenn es darum geht, die Förderung des
wissenschaftlichen Nachwuchses zu si-
chern. Dies ist vor allem für die Inge-
nieurwissenschaften bedeutsam. Be-
reits seit vielen Jahren kommen, ent-
sprechend den Erwartungen der Un-

ternehmen als Arbeitgeber, rund zwei
Drittel der Ingenieure von Fachhoch-
schulen, ein Drittel von Universitäten
und werden von den Unternehmen
auch eingestellt. Diese Relation soll
auch künftig im Wesentlichen erhalten
bleiben und niemand in Niedersachsen
denkt daran, dies grundlegend zu än-
dern.
In dem Zusammenhang begrüße ich
die Initiative „Bachelor welcome!“
der Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände, der sich zahl-
reiche deutsche Unternehmen ange-
schlossen haben. Ich bin sicher, dass
der Bachelorabschluss mittelfristig auf
hohe Zustimmung auf dem Arbeits-
markt stößt und damit die Diskussio-
nen über Übertrittsquoten überflüssig
werden. Lutz Stratmann,

Niedersächsischer Minister für 
Wissenschaft und Kultur (CDU)

Horst
Hippler

Lutz
Stratmann

Meldungen
Neue Zulassungszahlen

an der TU Berlin

/tui/ Derzeit werden die Studiengänge
der TU Berlin in großem Umfang auf Ba-
chelor- und Masterstudiengänge umge-
stellt. Das wirkt sich zum Teil auch auf die
Zulassungszahlen für das Wintersemester
2005/2006 und das Sommersemester
2006 aus, die der Akademische Senat im
Mai beschloss. Abweichungen zu den
vorherigen Zahlen gibt es insbesondere
in der Fakultät I, Geisteswissenschaften.
Dort liegen noch keine Angebote für Ba-
chelor und Masterstudiengänge vor. Eine
erhebliche Überlast von eingestellten Ma-
gister- und Lehramtsstudiengängen, die
noch zum Abschluss gebracht werden
müssen, wird derzeit abgebaut. Die Se-
natsverwaltung muss die beschlossenen
Zahlen noch bestätigen.

Wie wird künftig ausgewählt?

/tui/ Im Mai beschloss das Abgeordne-
tenhaus das Erste Gesetz zur Änderung
des Berliner Hochschulzulassungsgeset-
zes. Danach entscheiden die Hochschu-
len selbst, mit welchem Verfahren sie die
nach Abzug der ZVS- und Wartezeitquo-
ten verbleibenden Studienplätze verge-
ben. Das Gesetz fordert jedoch, dass da-
bei dem Qualifikationsgrad ein maßgeb-
licher Einfluss vorbehalten bleibt sowie
mindestens ein weiteres Kriterium zu-
grunde zu legen ist. Die Gewichtung
nach Einzelnoten oder das Auswahlge-
spräch dürfen nicht das einzige Kriterium
sein. Die Hochschulsatzung, die die Aus-
wahl regeln soll, muss von der Senatsver-
waltung bestätigt werden. Gebühren
dürfen 25 Euro nicht übersteigen und
müssen bei Immatrikulation verrechnet
werden.
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